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1. EINFÜHRUNG  

 

Der Rat der Stadt Hemmoor hat in seiner Sitzung am 17.11.2020 den Aufstellungsbeschluss für 

die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg" gefasst. Die Bauleitplanung wird im 

Verfahren nach § 13 a BauGB durchgeführt, da die Planung der Innenentwicklung dient.  

 

Der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg" der Stadt Hemmoor liegen das 

Baugesetzbuch (BauGB), die Baunutzungsverordnung (BauNVO), die Niedersächsische Bauord-

nung (NBauO) sowie das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG), in der zur 

Zeit der Aufstellung des Bauleitplanes gültigen Fassung, zugrunde.  

 

 

 

                        ohne Maßstab 

 

Übersichtskarte mit Darstellung der Lage des Plangebietes  
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2. PLANUNGSRELEVANTE RAHMENBEDINGUNGEN  

 

2.1 Raumordnungsprogramm  

 

Regionales Raumordnungsprogamm 

Die Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) den Zielen der Raum-

ordnung anzupassen.  

 

Im Regionalen Raumordnungsprogramm 2012/ 2017 des Landkreises Cuxhaven (RROP) ist die 

Stadt Hemmoor als Mittelzentrum mit zentralörtlicher Bedeutung festgelegt worden. Ferner ist 

der Stadt Hemmoor die Schwerpunktaufgabe "Sicherung und Entwicklung von Arbeitsstätten" 

zugewiesen worden. In Hemmoor ist ferner der vorhandene Ansatz der zentralörtlichen Einrich-

tungen zu sichern und zu entwickeln. Für den Bereich der Grundversorgung (allgemeiner tägli-

cher Bedarf) hat die Stadt Hemmoor gemäß RROP einen Versorgungsauftrag für das Gebiet 

der Samtgemeinde Hemmoor. Als Schwerpunktbereich für die "Sicherung und Entwicklung von 

Arbeitsstätten" muss die Stadt ein möglichst umfangreiches Angebot an Arbeitsstätten und 

Arbeitsplätzen bereitstellen.  

Ausschnitt aus dem RROP 2012/ 2017 des Landkreises Cuxhaven 

 

Das Plangebiet liegt innerhalb des im RROP 2012/ 2017 dargestellten zentralen Siedlungsge-

bietes der Stadt Hemmoor. Für den Planbereich selbst sind darüber hinaus keine weiteren 

zeichnerischen oder textlichen Darstellungen im RROP enthalten.  

 

Für die geplante Erweiterung des im Plangebiet existierenden Lebensmitteldiscounters „Netto“ ist 

eine gutachterliche Stellungnahme durch die Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH 

(GMA 05.2020) erstellt worden, um zu prüfen, ob die geplante Erhöhung der Verkaufsfläche mit 

einer Bäckereifiliale die Voraussetzungen erfüllt, um als sog. nicht raumbedeutsames Vorhaben 

eingeordnet werden zu können. Die Gutachter kommen zu folgendem wesentlichen Ergebnis:  

 

Entsprechend den Vorgaben der Landesraumordnung sind die "Umsatzherkunft" und die "Sorti-

mentsaufteilung" wie folgt einzuhalten:  

• Der  Vorhabenumsatz  muss  zu  mehr  als  50  %  mit  Kaufkraft  aus  dem  fußläufigen  Ein-

zugsbereich erzielt werden.   
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• Auf mind. 90 % der Verkaufsfläche müssen periodische Sortimente angeboten werden.    

 

Der fußläufige Nahbereich des Vorhabens erstreckt sich auf den Großteil des Stadtteils Basbeck. 

Auch wenn ein Teil des Umsatzes mit Verbrauchern aus der Samtgemeinde Hemmoor erzielt 

wird, kann mehr als die Hälfte (rd. 54 %) des Umsatzes mit Verbrauchern aus dem fußläufigen 

Nahbereich generiert werden. Das Kriterium "Umsatzherkunft" wird bei dem geplanten Vorhaben 

somit erfüllt.  

 

Für die "Netto"-Filiale wird eine Verkaufsfläche von ca. 1.060 m² angestrebt, wovon etwa 94% der 

Flächen auf das Kernsortiment Nahrungs- und Genussmittel bzw. Drogeriewaren (periodischer 

Bedarf) entfallen. In der textlichen Festsetzung Nr. 1 wird hierzu klargestellt, dass auf mind. 90% 

der Verkaufsfläche des Lebensmittelmarktes/ -discounters nahversorgungsrelevante Sortimente 

angeboten werden müssen. Damit wird das Kriterium "Sortimentsschwerpunkt" ebenfalls einge-

halten. 

 

Mit der geplanten Erweiterung des "Netto- Marken-Discounters" (ca. 1.060 m² Verkaufsfläche) 

zzgl. einer Bäckereifiliale wird zwar formell die Schwelle der Großflächigkeit überschritten. Nach 

dem Ergebnis der Analyse der GMA (05.2020) handelt es sich jedoch um einen Einzelhandelsbe-

trieb, welcher nicht raumbedeutsam ist. Die Ziele der Landes-Raumordnung für großflächigen, 

raumbedeutsamen Einzelhandel greifen somit nicht.  

 

Zwar werden durch die geplante Erweiterung des Markendiscounters "Netto" zzgl. Bäckereifiliale 

Umsatzumverteilungen an anderen Standorten ausgelöst, wenngleich diese Rückgänge gering 

ausfallen. Die Versorgungsstrukturen in Hemmoor sowie im benachbarten Hechthausen werden 

durch das Vorhaben im Stadtteil Basbeck jedoch nicht beeinträchtigt. Vielmehr wird durch das 

Vorhaben die wohnortbezogene Nahversorgungsfunktion in Basbeck gesichert.  

 

Die Stellungnahme zur geplanten Erweiterung eines "Netto-Markendiscounters" in Hemmoor-

Basbeck (GMA, Hamburg 05.2020) ist der Begründung im Anhang beigefügt.  

 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Aspekte sowie der räumlichen Lage im zentralen Sied-

lungsgebiet von Hemmoor ist somit davon auszugehen, dass die Planung mit den Zielen der 

Raumordnung vereinbar ist.  

 

Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) 

Im Landesraumordnungsprogramm 2017/2022 sind für das Plangebiet keine Festlegungen in 

der zeichnerischen Darstellung getroffen worden.  

 

Im Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 (LROP 2017/ 2022) wird in Kap. 2.3 

Ziffer 02 Satz 2 folgendes Ziel formuliert: "Als Einzelhandelsgroßprojekte gelten auch mehrere selb-

ständige, ggf. jeweils für sich nicht großflächige Einzelhandelsbetriebe, die räumlich konzentriert 

angesiedelt sind oder angesiedelt werden sollen und von denen in ihrer Gesamtbetrachtung 

raumbedeutsame Auswirkungen wie von einem Einzelhandelsgroßprojekt ausgehen oder aus-

gehen können (Agglomerationen).“   

 

Da das innerhalb des Plangebietes festgesetzte Sonstige Sondergebiet (SO) nur eine Verkaufsflä-

che von maximal 1.060 m² zulässt und mit Blick auf die überbaubaren Flächen keine zusätzliche 

Ansiedlung eines Einzelhandelsbetriebes möglich sein wird, ist eine Agglomeration von Einzel-

handel im Plangebiet nicht zu erwarten.  

 

Länderübergreifender Raumordnungsplan zum Hochwasserschutz 

Der Länderübergreifende Raumordnungsplan zum Hochwasserschutz vom 19.08.2021 (BGBl. I S. 

3712) hat zum Ziel, das Hochwasserrisiko in Deutschland zu minimieren und dadurch Schadens-

potenziale zu begrenzen, indem eine effektive raumplanerische Hochwasservorsorge zur Anwen-

dung kommt. Dabei sind folgende Prüfvorgaben in der vorliegenden Planung zu berücksichti-

gen:   
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Hochwasserrisikomanagement 

I.1.1 (Z) Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungsentwick-

lung sind die Risiken von Hochwassern nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren 

Daten zu prüfen; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignis-

ses und seinem räumlichen und zeitlichen Ausmaß auch die Wassertiefe und die Fließgeschwin-

digkeit. Ferner sind die unterschiedlichen Empfindlichkeiten und Schutzwürdigkeiten der einzelnen 

Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Prüfung von Hochwasserrisiken einzubeziehen. 

 

Klimawandel und -anpassung 

I.2.1 (Z) Die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch oberirdi-

sche Gewässer, durch Starkregen oder durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser sind 

bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungsentwicklung 

nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten vorausschauend zu prüfen. 

 

Berücksichtigung in der Bauleitplanung 

Laut dem Regionalen Raumordnungsprogramm 2012/ 2017 des Landkreises Cuxhaven liegt der 

Bereich des Plangebietes nicht in einem Vorranggebiet für den Hochwasserschutz. Das Plange-

biet befindet sich nach den Umweltkarten (Nds. Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Kli-

maschutz, 2024) sowie dem Geoportal des Landkreises Cuxhaven (2024) weder in einem per 

Verordnung festgesetzten Überschwemmungsgebiet nach §§ 76 und 78 WHG bzw. §§ 115 und 

116 NWG noch in einem nach § 78 Abs. 2 WHG vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet. 

Im Nahbereich des Plangebietes existiert kein Risikogewässer gemäß Hochwasserrisikomanage-

ment-Richtline (HWRM-RL). Die als Risikogewässer eingestufte Oste verläuft mehr rd. 1,8 km östlich 

des Plangebietes. Gemäß der Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie (HWRM-RL) 2. Zyklus 

2016 - 2022 wird das Plangebiet einem Gebiet zugeordnet, in dem mit signifikanten Schäden 

durch Hochwasser nur mit niedriger Wahrscheinlichkeit auftreten werden. Das Plangebiet befin-

det sich nicht in einem durch die HWRM-RL festgestellten Küstengebiet, so dass eine potenzielle 

Gefährdung durch eindringendes Meerwasser nicht zu erwarten ist.  

 

Das Gefahrenpotenzial einer Überflutung mit damit verbundenen Hochwasserschäden wird 

aufgrund des bestehenden Hochwasserschutzes durch den vorhandenen Ostedeich sowie 

den Hauptdeich an der Elbe und der Nordseeküste ist jedoch als eher gering eingeschätzt. 

Dies auch unter dem Aspekt, dass die Hochwasserschutzmaßnahmen stetig verbessert sowie 

den aktuellen und künftigen Anforderungen angepasst werden. 

 

Das Plangebiet liegt nicht in einem Suchraum für aktivierbare Retentionsflächen für die Hochwas-

servorsorge (Nds. Umweltkarten 2024), so dass planungsbedingt nicht mit negativen Auswirkun-

gen auf den Hochwasserschutz zu rechnen ist. 

 

 

2.2 Rechtsverbindlicher Bebauungsplan Nr. H 12 "Hirschberg" 

 

Für das Plangebiet ist der seit 1995 rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. H 12 "Hirschberg" der 

Stadt Hemmoor maßgeblich. 

 

Der rechtsverbindliche Bebauungsplan setzt entlang der Stader Straße ein Mischgebiet (MI) 

gemäß § 6 BauNVO fest, in dem Wohnnutzungen und das Wohnen nicht wesentlich störende 

Gewerbebetriebe zulässig sind. Des Weiteren ist eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,40 und 

eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,80 bei einer zweigeschossigen Bebauung festgesetzt 

worden.  

 

Im rückwärtigen Bereich entlang des "Kirchweges" befindet sich ein allgemeines Wohngebiet 

(WA) gemäß § 4 BauNVO. Hier ist eine Bebauung in offener Bauweise mit einem Vollgeschoss 

und einer GRZ von 0,20 zulässig. Die GFZ darf 0,20 nicht überschreiten.  
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Entlang der Stader Straße ist in einer Tiefe von 40,00 m außerdem eine Fläche für besondere 

Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes im Bebauungsplan dargestellt.  

 

Die Baugrenzen sind so festgelegt worden, dass sie zum einen entlang der Ostpreußenstraße 

und entlang "Kirchweg" einen Abstand von 3,00 m einhalten und zum anderen unmittelbar an 

die Stader Straße angrenzen. Im Einmündungsbereich Ostpreußenstraße/ Stader Straße sind 

zudem Sichtdreiecke eingetragen. 

 

Auszug dem rechtsverbindlichen B-Plan Nr. H 12 "Hirschberg", Stadt  Hemmoor  

 

 

2.3 Bodenschutzklausel und Umwidmungssperrklausel 

 

Das Baugesetzbuch enthält in § 1a Abs. 2 BauGB Regelungen zur Reduzierung des Flächen-

verbrauches. Dies soll im Wesentlichen über zwei Regelungsmechanismen erfolgen: Nach 

§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden (Boden-

schutzklausel). § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB bestimmt, dass landwirtschaftlich, als Wald oder für 

Wohnzwecke genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden sollen (Um-

widmungssperrklausel). Nach § 1a Abs. 2 Satz 3 BauGB sind die Bodenschutzklausel und die 

Umwidmungssperrklausel in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Damit 

handelt es sich bei beiden Zielsetzungen nicht um Planungsleitsätze, sondern um abwägungs-

relevante Regeln. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG 4 BN 

8.08 von 12.08.2008) kommt ihnen kein Vorrang vor anderen Belangen zu, sie sind aber in der 

Abwägung zu berücksichtigen, wobei ein Zurückstellen der in § 1a Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB 

genannten Belange der besonderen Rechtfertigung bedarf. Faktisch ist der Belang der Redu-

zierung des Freiflächenverbrauches damit in den Rang einer Abwägungsdirektive gehoben 
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worden. Darüber hinaus enthält § 1a Abs. 2 Satz 1 und 2 BauGB kein Verbot der Bauleitplanung 

auf Freiflächen, sondern verpflichtet die Gemeinde, die Notwendigkeit der Umwandlung land-

wirtschaftlicher Flächen zu begründen. Dabei sollen Möglichkeiten der Innenentwicklung be-

trachtet werden.  

 

Die Stadt Hemmoor hat den Planungsanlass und die Zielsetzung in Kap. 4.3 dargelegt und die 

städtebauliche Konzeption begründet. Mit der vorliegenden Bauleitplanung werden die vor-

handenen innerstädtischen Flächenpotenziale für eine Nachverdichtung sowie die Stärkung 

der grund- und mittelzentralen Funktionen der Stadt Hemmoor genutzt, so dass ein Flächen-

verbrauch im Außenbereich vermieden werden kann. Durch die Inanspruchnahme bereits 

bebauter Flächen sowie die Nutzung der vorhandenen Erschließungsanlagen wird dem 

Grundsatz zum schonenden Umgang mit Grund und Boden Rechnung getragen. Land- und 

forstwirtschaftlich genutzte Flächen sind nicht betroffen. Insofern werden im Rahmen der Pla-

nung sowohl die Bodenschutzklausel als auch die Umwidmungssperrklausel hinreichend be-

rücksichtigt.  

 

 

2.4 Voraussetzungen für die Durchführung des Verfahrens nach § 13 a BauGB  

 

Die Stadt Hemmoor initiiert mit der vorliegenden Bauleitplanung gemäß § 13 a BauGB Maß-

nahmen der Innenentwicklung, da eine Nachverdichtung im Planbereich vorgesehen ist und 

die Bebaubarkeit der Grundstücke verbessert werden soll.   

 

Die maximal bebaubare Grundfläche (GR) liegt im Sonstigen Sondergebiet bei 1.800 m² und 

damit unter dem in § 13 a Abs. 1 BauGB genannten Schwellenwert von 20.000 m². 

 

Durch den Bebauungsplan wird die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchfüh-

rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG oder Landesrecht unterliegen, nicht be-

gründet.  

 

Beeinträchtigungen der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgüter (Erhaltungsziele und 

der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogel-

schutzgebiete) sind planungsbedingt nicht gegeben. 

 

Pflichten zur Vermeidung und Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 

Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz werden durch die Planung nicht berührt. 

 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Voraussetzungen für die Durchführung des Verfah-

rens nach § 13 a BauGB im vorliegenden Fall erfüllt werden.  

 

 

3. VORBEREITENDE BAULEITPLANUNG  

 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Hemmoor weist für den Planbereich 

Wohnbauflächen (W) aus. Nördlich sind entlang der Stader Straße gemischte Bauflächen (M) 

dargestellt, während ansonsten an das Plangebiet weitere Wohnbauflächen angrenzen. Die 

Stader Straße ist als Hauptverkehrszug ausgewiesen. 

 

Da die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg" der Stadt Hemmoor im be-

schleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB durchgeführt wird, kann die Aufstellung des Bebau-

ungsplanes vor der Flächennutzungsplan-Änderung durchgeführt werden.  

 

Der Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Hemmoor wird daher gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 2 

BauGB im Wege der Berichtigung angepasst. Hierbei werden die dargestellten Wohnbauflächen 

in rd. 0,466 ha Sonderbaufläche (S) mit Zweckbestimmung "Großflächiger Einzelhandel" umge-

wandelt, so dass die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg" der Stadt Hem-

moor aus dem Flächennutzungsplan entwickelbar ist.  
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Die Anpassung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Hemmoor im Wege der Berich-

tigung nach § 13 a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB ist der Begründung im Anhang beigefügt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auszug aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Hemmoor (ohne Maßstab) 

 

 

4. STÄDTEBAULICHES KONZEPT 

 

4.1 Räumlicher Geltungsbereich  

 

Der räumliche Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg“ 

der Stadt Hemmoor umfasst das Flurstück 237/3, Flur 2 der Gemarkung Basbeck. 

 

Der räumliche Geltungsbereich der  3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 umfasst ins-

gesamt eine Flächengröße von rund 0,466 ha.  

 

 

4.2 Städtebauliche Gesamtsituation  

 

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Basbeck östlich der Stader Straße, südlich der Ostpreußenstraße 

und westlich des Kirchweges.  

 

Die relativ dichte Bebauung entlang der Stader Straße ist durch ein Nebeneinander aus Wohn-

nutzungen, Gewerbe- und Handwerksbetrieben unterschiedlicher Branchen (z. B. Kfz-Gewerbe, 

Tankstelle, Malerbetrieb, Bäckerei, Druckerei, Sanitärbetrieb), Facheinzelhandel (z. B. Lebens-

mittel, Antiquitäten, Blumen und Dekoartikel) sowie Dienstleistungsangeboten (z. B. Versiche-

rung, Tierarzt, Kosmetik) geprägt. Hinzutreten soziale und öffentliche Einrichtungen (wie z. B. 

Tagespflege, Feuerwehr) sowie einzelne gastronomische Angebote. Entlang des Kirchweges 

dominieren dagegen Wohnnutzungen, so dass hier nur noch vereinzelt gewerbliche Nutzun-

gen anzutreffen sind.   
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Da sich die ein- und zweigeschossige Bebauung über einen Zeitraum von den 40er bis 50er 

Jahren bis in die Gegenwart entwickelt hat, sind neben älteren Häusern, die vielfach umge-

baut und erweitert wurden, auch Gebäude jüngeren Datums vorhanden. In Abhängigkeit vom 

Entstehungsalter sowie aufgrund der unterschiedlichen Nutzungen findet sich im Siedlungsbe-

reich eine große Bandbreite an Baustilen, Dachformen, Baumaterialien und Farbgebungen. 

Dabei ist vor allem im Bereich gewerblicher Nutzungen die Gestaltung der vielfach großvolu-

migen Gebäude im Wesentlichen auf die Funktion ausgerichtet. Hinzutreten im Bereich der 

Gewerbebetriebe überdies umfangreiche versiegelte Aus- und Stellplatzflächen.  

 

Im Plangebiet selbst existiert das eingeschossige, mit einem Satteldach ausgestattete Gebäu-

de des Lebensmitteldiscounters "Netto". Das Gebäude weist zurzeit eine Verkaufsfläche von 

etwa 700 m² auf. Angegliedert ist ferner ein Backshop. Für die Kunden  und Mitarbeiter steht im 

Norden und Westen des Marktes eine großflächige Stellplatzanlage zur Verfügung. Der Kun-

deneingang für den Markt befindet sich derzeit auf der Westseite des Gebäudes, während die 

Anlieferzone auf der Südseite liegt. Des Weiteren erstrecken sich am Rand des Plangebietes 

überwiegend schmale Ziergrünflächen. Hinzutreten im Süden und Westen der "Netto"-Filiale 

gepflegte Hecken- und Gebüschbestände aus überwiegend nicht heimischen Arten. Insge-

samt sind die Flächen am Standort des genehmigten Lebensmittelmarktes somit bereits zu 

rund 80 % bebaut und versiegelt, so dass die Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebau-

ungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg" überschritten werden. Unmittelbar östlich grenzen am Kirch-

weg überdies zwei kleinere mit eingeschossigen Wohnhäusern bebaute Grundstücke unmittel-

bar an das Plangebiet an.  

 

Die Erschließung des Einzelhandelsstandortes erfolgt gegenwärtig über zwei separate Zufahr-

ten, wodurch das Grundstück sowohl von der Ostpreußenstraße im Norden als auch über die 

Stader Straße (B 73) von Westen erreichbar ist. Der Kirchweg wird nicht für die verkehrliche Er-

schließung genutzt. Aufgrund der Lage an der Stader Straße ist der Standort des Lebensmittel-

discounters für Kunden, Mitarbeiter und Anlieferung gut erreichbar. Über die B 73 ist zudem eine 

relativ zügige Ableitung des Ziel- und Quellverkehrs sichergestellt.  

 

 

4.3 Ziel und Zweck der Planung  

 

Die Stadt Hemmoor nimmt als Mittelzentrum wichtige grund- und mittelzentrale Funktionen für 

das Stadtgebiet und die ländlich geprägten Umlandgemeinden wahr und möchte auch künf-

tig die Versorgung der Bevölkerung mit Gütern des täglichen und periodischen Bedarfes ge-

währleisten.  

 

Ziel des Bebauungsplanes ist daher, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für einen Um-

bau und eine Erweiterung des im Plangebiet existierenden Lebensmitteldiscounters zu schaffen 

und durch die Anhebung der zulässigen Verkaufsfläche den Einzelhandelsstandort sowie die 

Nahversorgung im Stadtteil Basbeck zu sichern. Aufgrund der stetig gestiegenen Anforderun-

gen der Verbraucher an das Sortimentsangebot und die Warenpräsentation ist nach dem 

Umbau und Erweiterung des Bestandsgebäude ein moderner Lebensmittelmarkt mit einer rd. 

1.060 m² großen Verkaufsfläche, einer verbesserten, kundenfreundlichen Warenpräsentation 

sowie einer angeschlossenen Bäckereifiliale mit Gastronomiefläche vorgesehen.  

 

Das für die Erweiterung des Lebensmittelmarktes erstellte Einzelhandelsgutachten (GMA 05.2020) 

kommt zu dem Ergebnis, dass es sich um einen Einzelhandelsbetrieb handelt, welcher nicht 

raumbedeutsam ist. Des Weiteren werden die Versorgungsstrukturen in Hemmoor sowie im be-

nachbarten Hechthausen durch das Vorhaben im Stadtteil Basbeck nicht beeinträchtigt. Viel-

mehr wird durch das Vorhaben die wohnortbezogene Nahversorgungsfunktion in Basbeck gesi-

chert. Darüber hinaus werden Arbeits- und Ausbildungsplätze erhalten und neu geschaffen, so 

dass die Stadt Hemmoor auch wirtschaftlich profitieren kann.  
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5. STÄDTEBAULICHE INHALTE  

 

5.1 Verkehrliche Erschließung  

 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt wie bisher ausgehend von der Stader Stra-

ße und der Ostpreußenstraße über die beiden vorhandenen Grundstückszufahrten, die als Ein- 

und Ausfahrtsbereich festgesetzt werden. Veränderungen im Bereich der Zufahrten sind im Rah-

men der Planung nicht vorgesehen.    

 

Der ruhende Verkehr wird innerhalb des Plangebietes untergebracht. Hierfür werden neben den 

bereits existierenden Pkw-Stellplatzflächen zusätzlich Stellplätze im Süden des Plangebietes vorge-

sehen. Die Parkplätze sind als Flächen für Stellplätze festgesetzt worden. Insgesamt werden künf-

tig etwa 55 Stellplätze einschl. der behindertengerechten Parkplätze zur Verfügung stehen, so 

dass davon auszugehen ist, dass der Bedarf an Stellplätzen auch zukünftig gedeckt werden 

kann. Die für die zulässigen Nutzungen notwendigen Stellplätze gem. NBauO sind im nachfol-

genden bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren nachzuweisen.  

 

Über die B 73 (Stader Straße)  ist eine Anbindung an den überregionalen Verkehr und eine zügige 

Ableitung des Ziel- und Quellverkehrs gegeben. Der öffentliche Personennahverkehr wird über 

den Bahnhof der Stadt Hemmoor, die KVG sowie das Anrufsammel-Taxi der Samtgemeinde 

Hemmoor sichergestellt. Die nächstgelegene Bushaltestelle befindet sich unmittelbar angren-

zend an das Plangebiet an der Stader Straße.  

 

 

5.2 Bauliche Nutzung, Bauweise und Baugrenzen  

 

Der planerischen Zielsetzung entsprechend werden die Bauflächen als Sonstiges Sondergebiet 

"Großflächiger Einzelhandel" gemäß § 11 Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Inner-

halb des Sonstigen Sondergebietes (SO) sind folgende Nutzungen allgemein zulässig:  

− Lebensmittelmarkt oder -discounter mit einer maximalen Verkaufsfläche von 1.060 m² 

− Gastronomie und Bäckereifiliale mit einer maximalen Geschossfläche von 120 m²  

− Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sowie Zufahrten, Zugänge und Zuwegungen für die zuge-

lassenen Nutzungen  

− dachmontierte Anlagen für die Nutzung der Solarenergie  

 

Die Festsetzungen ermöglichen durch die Anhebung der Verkaufsfläche des Lebensmittelmark-

tes auf künftig max. 1.060 m² und die Erweiterung der Bäckereifiliale um eine Gastronomiefläche 

(Café/ Bistro) die Umsetzung des angestrebten Betriebs- und Nutzungskonzeptes, so dass eine 

nachhaltige Sicherung und Entwicklung des Einzelhandelsstandortes gewährleistet werden kann. 

Ergänzend ist festgesetzt worden, dass auf mindestens 90 % der Verkaufsfläche des Lebensmit-

telmarktes/ -discounters nahversorgungsrelevante Sortimente angeboten werden müssen. Damit 

werden die sowohl die raumordnerischen Vorgaben als auch die gutachterliche Stellungnahme 

der GMA (05.2020) beachtet.    

 

Unter Berücksichtigung des Bau- und Entwicklungskonzeptes des Investors wird für das Sonstige 

Sondergebiet (SO) eine maximal bebaubare Grundfläche (GR) von 1.800 m² festgelegt. Dabei 

ist auch ein sehr moderater Gestaltungsspielraum berücksichtigt worden, um mit Blick auf die 

künftige Umsetzung noch bauliche Veränderungen am Gebäude zu ermöglichen. Eine Über-

schreitung der festgelegten GR durch die in § 19 Abs. 4 BauNVO genannten Anlagen ist jedoch 

nicht zulässig, da die bebaubare Grundfläche auch die Nebenanlagen umfasst und Stellplätze 

in den angrenzenden Flächen verfügbar sind.  

 

Des Weiteren ist eine eingeschossige Bebauung in abweichender Bauweise (a) und einer maxi-

mal zulässigen Höhe baulicher Anlagen (GH) von 9,00 m zulässig, so dass das Erweiterungskon-

zept umsetzbar ist. In der abweichenden Bauweise (a) sind Gebäudelängen von über 50,00 m 

zulässig, da das Bestandsgebäude bereits entsprechende Gebäudemaße aufweist und mit der 

Festsetzung abgesichert wird. Der Bezugspunkt für die Bestimmung der maximalen Höhe bauli-
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cher Anlagen bzw. der Gebäudehöhe (GH) ist die Höhenlage der Oberkante der Geländeober-

fläche, gemessen am festgelegten Bezugspunkt von 6,00 m über NHN.  

 

Die durch Baugrenzen bestimmten überbaubaren Flächen sind so festgelegt worden, dass das 

vorhandene Gebäude abgesichert und zugleich das Baukonzept für den Erweiterung des Mark-

tes realisiert werden kann. Die Baugrenzen orientieren sich dabei im Osten und Süden am Ge-

bäudebestand, so dass die Bebauung nicht näher an die westlich und südlich liegende Wohn-

bebauung heranrücken wird. Die Gebäudeerweiterung ist mit Blick auf die Funktionalität, den 

Erhalt der Anlieferung im Süden sowie die Sicherung bestehender Stellplätze nach Norden zur 

Ostpreußenstraße ausgerichtet worden. Der Abstand zur Nachbarbebauung ist dennoch ausrei-

chend groß, um eine hinreichende Besonnung zu gewährleisten.  

 

Die Baugrenzen lassen ferner eine überwiegend südliche Ausrichtung neuer Gebäude für die 

Nutzung der Solarenergie zu. Darüber hinaus besteht grundsätzlich die Möglichkeit auf den Dä-

chern der Gebäude Solarkollektoren und/oder Photovoltaikanlagen anzubringen. Das Plangebiet 

ist außerdem für die potenzielle Nutzung von Erdwärmekollektoren gut geeignet (LBEG 2024).  

 

Die gesetzlichen Anforderungen an die Barrierefreiheit sind bei dem privaten Bauvorhaben im 

nachfolgenden bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren zu beachten.  

 

Werbeanlagen mit wechselndem und/ oder bewegtem Licht und umlaufende Leuchtbänder 

sind unzulässig, um negative Auswirkungen auf das Stadtbild und die Wohnqualität benachbarter 

Bebauungen zu vermeiden. Werbeanlagen sind außerdem so zu errichten und zu betreiben, 

dass eine Blendwirkung des Verkehrs ausgeschlossen wird.  

 

 

5.3 Grünstrukturen 

 

Im Osten des Plangebietes sowie partiell am nördlichen und westlichen Rand der Stellplatzflä-

chen sind private Grünflächen festgesetzt, um die dort vorhandenen Grünstrukturen zu erhalten 

und durch die Pflanzung von einzelnen Laubbäumen zu ergänzen. Innerhalb der Grünflächen 

sind parkähnliche Möblierungen (z. B. Sitzbänke) und ein Werbepylon zu lässig. Die Größe des 

Pylons ist dabei festgelegt worden, um eine Dominanz der Anlage zu vermeiden und den Cha-

rakter der Grünfläche zu erhalten.  

 

 

5.4  Städtebauliche Flächenbilanz 

 Flächengröße in m²*  

Sonstiges Sondergebiet (SO) "Großflächiger Einzelhandel" 1.800 

Flächen für Stellplätze 2.232 

private Grünflächen  632 

Gesamt  4.664 

 Angaben gerundet  auf Grundlage der Plankarte (M. 1: 1.000) zum Bebauungsplan  

 

 

 

6. BELANGE DES IMMISSIONSSCHUTZES  

 

Für die vorliegende Planung ist eine Schalltechnische Untersuchung durch die (T & H Ingenieure 

GmbH, Bremen 12.2023) erstellt worden, um im Rahmen des Bauleitplanverfahren anhand einer  

Schallimmissionsprognose nachzuweisen, dass die Immissionsrichtwerte der TA Lärm an den 

nächstgelegenen Wohnbebauungen exemplarisch für die Nutzung des Plangebietes durch den 

geplanten "Netto-Markt" eingehalten werden.     

 

Immissionsorte, Zuordnung nach der Bauleitplanung bzw. Schutzbedürftigkeit 

Zur Darstellung der Auswirkungen der Geräuschimmissionen durch den geplanten Einzelhandel 

an den vorhandenen Bebauungen wurden Einzelpunktberechnungen durchgeführt und mit den 
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Immissionsrichtwerten für Allgemeine Wohngebiete bzw. Mischgebiete verglichen. Unter Berück-

sichtigung der örtlichen Gegebenheiten wurden folgende Immissionsorte für die Beurteilung der 

zu erwartenden Geräuschimmissionen, verursacht durch den geplanten Betrieb, festgesetzt: 

 

    

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: T & H Ing. GmbH, 12.2023 

 

 

Gemäß TA Lärm, Anhang 1, Nr. 1.3 /1/ wurden die Immissionsorte in 0,5 m Abstand vor der Mitte 

des jeweils meistbetroffenen Fensters festgelegt. Die genaue Lage der Immissionsorte kann dem 

Lageplan in Anlage 1 des Berichtes entnommen werden. 

 

Zur Beurteilung der Geräuschimmissionen, verursacht durch den Straßenverkehr, wurden Raster-

lärmkarten für eine Immissionshöhe von 2 und 5 m berechnet und in Absprache mit der Samt-

gemeinde Hemmoor mit den Orientierungs- und Grenzwerten von Mischgebieten nach Ab-

schnitt 5 des Berichtes verglichen. 

 

Gewerbelärm auf die Umgebung  

Die den Berechnungen zu Grunde gelegten Schallschutzmaßnahmen sind in der Schalltechni-

schen Untersuchung (T & H Ingenieure GmbH, Bremen 12.2023) detailliert aufgeführt. Hierbei 

handelt es sich um den Ausschluss einer Nachtanlieferung per Lkw sowie die Einhaltung der zu-

grunde gelegten Schallleistungspegel der technischen Außenanlagen. 

   

Die Berechnungen haben gezeigt, dass unter Berücksichtigung der maßgeblichen Emissionsan-

sätze und der zugrunde gelegten Schallminderungsmaßnahmen für die Erweiterung des Le-

bensmittelmarktes die Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 mit der Ausweisung eines Sonsti-

gen Sondergebietes „Großflächiger Einzelhandel“  „Sondergebiet“ grundsätzlich möglich ist. Die 

Orientierungswerte der DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau" für Allgemeine Wohngebiete bzw. 

Mischgebiete können in den, an das Plangebiet angrenzenden Gebieten tagsüber und nachts 

eingehalten werden.   

 

Im Ergebnis ist weiterhin festzustellen, dass die Erweiterung des Verbrauchermarktes unter Berück-

sichtigung der dargestellten Bau- und Betriebsbeschreibung und der Schallschutzmaßnahmen 

grundsätzlich möglich ist. Die Anforderungen der TA Lärm können eingehalten werden. Die erfor-

derlichen Schallschutzmaßnahmen sind dann auf der Baugenehmigungsebene zu behandeln. 
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Sofern sich die Bau- und Betriebsbeschreibung nicht wesentlich ändert, kann das Gutachten 

dann auch für das Baugenehmigungsverfahren herangezogen werden. Sollte sich die konkrete 

Planung ggf. ändern, oder sich ein anderer Marktbetreiber innerhalb des Plangebietes ansiedeln 

wollen, so sind die Einhaltung der Immissionsrichtwerte unter Berücksichtigung der konkreten Pla-

nung erneut nachzuweisen und die Schallschutzmaßnahmen neu auszulegen.   

 

Verkehrslärm auf das Plangebiet 

Die Berechnungen ergaben, dass es durch den Straßenverkehr im Plangebiet tagsüber und 

auch nachts zu teilweise deutlichen Überschreitungen der Orientierungswerte gemäß Beiblatt 1 

der DIN 18005 für Mischgebiete kommen kann.    

 

Aufgrund der Überschreitungen sind Schallschutzmaßnahmen zur Sicherstellung gesunder Ar-

beitsverhältnisse erforderlich. Da das Plangebiet in einem innerstädtischen, gewachsenen Gebiet 

liegt, erscheinen aktive Maßnahmen aus städtebaulicher Sicht hier nicht angebracht zu sein. 

Insofern ist von aktiven Maßnahmen aus städtebaulichen Gründen abgesehen und der Schwer-

punkt auf passive Schallschutzmaßnahmen gelegt worden.   

 

Passive Schallschutzmaßnahmen 

Um einen ausreichenden Schutz im Inneren der schutzbedürftigen Räume sicherzustellen, können 

weiterhin Vorgaben für die Grundrissgestaltung sowie passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt 

und deren Anwendung, bzw. Umsetzung im Bebauungsplan vorgeschrieben werden. 

 

Die Auslegung der passiven Schallschutzmaßnahmen für schutzbedürftige Räume erfolgt nach der 

aktuellen DIN 4109, Ausgabe 2018. Nach DIN 4109 wird der maßgebliche Außenlärmpegel für die 

Gesamtbelastung berechnet, wobei im vorliegenden Fall der Verkehrslärm als maßgebliche Quel-

le zu berücksichtigen ist. Dabei ergibt sich der maßgebliche Außenlärmpegel für den Tag aus dem 

zugehörigen Beurteilungspegel für den Tag. Als maßgeblich gilt die Lärmbelastung, die die höhere 

Anforderung an das Bauteil ergibt. Dabei ist auf jeden Beurteilungspegel ein Zuschlag von 3 dB(A) 

zu berechnen.  

 

Die Ableitung von Lärmpegelbereichen über den maßgeblichen Außenlärmpegel kann nach der 

neuen DIN 4109 ebenfalls vorgenommen. Hierzu kann die nachfolgende Tabelle aus der neuen 

DIN 4109 herangezogen werden: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: T & H Ing. GmbH, 12.2023 

 

Die so ermittelten Lärmpegelbereiche sind für die Bereiche, in denen der Orientierungswert der DIN 

18005 überschritten wird, in der folgenden Abbildung dargestellt. Die Lärmpegelbereiche werden 

als in den Bebauungsplan als "Fachkarte Immissionsschutz" aufgenommen.  
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Quelle: T & H Ing. GmbH, 12.2023 

 

Unabhängig von den Lärmpegelbereichen ist nach DIN  4109 im gesamten Plangebiet mindes-

tens ein Schalldämm-Maß von 30 dB für die Fassaden einzuhalten. Es ist zu beachten, dass sich 

aufgrund der Eigenabschirmung der Gebäude auf der der Hauptgeräuschquelle abgewandten 

Gebäudeseite teilweise deutlich geringere Lärmpegelbereiche berechnen, als in der vorstehen-

den Abbildung 2 dargestellt. Diese Effekte lassen sich im Vorwege jedoch nicht abschließend 

berücksichtigen, da die Abschirmungen von der jeweiligen Planung abhängen. Insofern kann 

von den Abbildung 2 dargestellten Lärmpegelbereichen abgewichen werden, wenn im Rahmen 

der Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass aufgrund von Gebäudeabschirmun-

gen oder ähnlicher Effekte nachhaltig ein geringerer Lärmpegel vorliegt. 

 

Um einen ausreichenden Schutz im Inneren der schutzbedürftigen Räume sicherzustellen, wer-

den folgende Schallschutzanforderungen textlich festgeschrieben:  

 

"Für Gebäude, die neu errichtet oder wesentlich geändert werden, gelten folgende Schall-

schutzanforderungen:   

  

Die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume, die dem ständigen Aufenthalt von Menschen die-

nen, müssen in dem gekennzeichneten Bereich je nach Außenlärmpegel - siehe Fachkarte Im-

missionsschutz - die Anforderungen an die  Luftschalldämmung gemäß Abschnitt 7 der DIN 4109 

Teil 1, Ausgabe Januar 2018 für Büroräume einhalten.   

 

Von den Anforderungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen des Bauantragsverfahrens 

der Nachweis erbracht wird, dass aufgrund von Gebäudeabschirmungen oder ähnlicher Effekte 

ein geringerer Lärmpegel vorliegt."  

 

Die Schalltechnische Untersuchung für die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirsch-

berg" der Stadt Hemmoor (T & H Ingenieure GmbH, Bremen 12.2023) ist der Begründung im 

Anhang beigefügt. 
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7. BELANGE VON NATUR UND LANDSCHAFT  

 

Gemäß § 13 a BauGB gelten planungsbedingte Eingriffe im Rahmen eines Bebauungsplanes 

für die Innenentwicklung als vorhanden oder als bereits vor der planerischen Entscheidung 

zulässig, so dass ein Ausgleich von Eingriffen nicht erforderlich ist. Im Verfahren nach § 13 a 

BauGB ist die Erstellung eines Umweltberichtes nach § 2 a BauGB nicht erforderlich. Die zu er-

wartenden planungsbedingten Eingriffe in Natur und Landschaft sind jedoch darzulegen. Dar-

über hinaus sind im Rahmen der Planung Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung 

von Eingriffen darzustellen.  

 

7.1 Ermittlung und Bewertung planungsbedingter Eingriffe  

 

Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 

Im Plangebiet, das im Stadtteil Basbeck östlich der Stader Straße und südlich der Ostpreußen-

straße liegt, existiert das eingeschossige mit einem Satteldach ausgestattete Gebäude eines 

Lebensmittelmarktes (OIN) . Die Kunden- und Mitarbeiterparkplätze befinden sich auf einer groß-

flächigen Stellplatzanlage (OVP), die nördlich und westlich des Gebäudes angeordnet ist. Im 

Süden des Gebäudes befindet sich die befestigte Anlieferzone. Ferner erstrecken sich am Rand 

des Plangebietes teils sehr schmale und teils etwa breitere Ziergrünflächen, die zumeist Hecken- 

und Gebüschbestände aus überwiegend nicht heimischen Arten (BNZ) umfassen und damit nur 

von geringer ökologischer Bedeutung sind. Insgesamt ist der Standort des Lebensmittelmarktes 

somit bereits ca. 80% bebaut und versiegelt, so dass sich im Bereich der Bebauung und der 

versiegelten Stellplatz-, Zufahrts- und Außenflächen nur eine geringe Bedeutung für Arten und 

Lebensgemeinschaften ergibt.  

 

Die ein- und zweigeschossige Bebauung entlang der Stader Straße (OVS) ist durch ein Nebenei-

nander aus Wohnnutzungen, Gewerbe- und sowie Dienstleistungsbetrieben geprägt. Ferner sind 

soziale und öffentliche Einrichtungen sowie einzelne gastronomische Angebote anzutreffen. Ent-

lang des Kirchweges dominieren dagegen mit Wohngebäuden bebaute Bereiche. Das Wohn- 

und Nebengebäude auf dem südlich liegenden Flurstück 236/3 ist nicht mehr vorhanden.  

 

Die Erweiterung der Parkplätze im Süden ist mit einer Reduzierung des Ziergrüns (Hecken und Ge-

büsche aus nicht heimischen Arten) verbunden. Da der Planbereich aufgrund der existierenden 

umfangreichen Versiegelungen und der vorhandenen strukturarmen Ziergrünflächen jedoch nur 

eine geringe ökologische Bedeutung aufweist, sind planungsbedingt keine erheblichen Eingriffe 

in das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften zu erwarten. Der östliche Ziergrünbereich wird 

zudem erhalten und durch die Pflanzung einheimischer Laubbäume aufgewertet. Mit der Nut-

zung der vorhandenen Parkplatzflächen und der öffentlichen Erschließungsstraßen sind keine 

ökologischen Eingriffe verbunden. 

 

Planungsbedingt werden weder Natur- und Landschaftsschutzgebiete, Naturpark- und National-

parkfläche, geschützte Landschaftsbestandteile, noch besonders geschützte Biotope nach § 30 

BNatSchG, Biotope der „Erfassung für den Naturschutz wertvollen Bereiche“ oder Wasser- und 

Heilquellenschutzgebiete betroffen.  

 

Kenntnisse zu Vorkommen von Tier- und Pflanzenarten, die unter Aspekten des besonderen Arten-

schutzes relevant sind, liegen für das Plangebiet nicht vor.  

 

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen geschützter Tierarten sowie aufgrund der artenschutz-

rechtlichen Vorgaben der §§ 39 und 44 Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ist vor dem Be-

ginn der Baumaßnahmen sowie vor Gehölzbeseitigungen grundsätzlich auszuschließen, dass 

artenschutzrechtliche Bestimmungen verletzt werden und es zu verbotenen Handlungen gemäß 

§ 44 Abs. 1 BNatSchG kommt. Ist nicht auszuschließen, dass Habitate besonders oder streng 

geschützter Arten betroffen werden, ist unverzüglich die Untere Naturschutzbehörde des Landkrei-

ses Cuxhaven zu informieren und das weitere Vorgehen abzustimmen. 
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Unter der Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen ist von einer artenschutzverträgli-

chen Umsetzung der Planung auszugehen. Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach 

§ 44 BNatSchG werden nicht ausgelöst. 
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Schutzgut Boden 

Im Bereich des Plangebietes finden sich laut NIBIS-Kartenserver (LBEG 2024) sandige Podsol-

Böden, die nicht als seltene oder schutzwürdige Böden eingestuft werden. Der Natürlichkeits-

grad der Böden ist im Plangebiet aufgrund der vorhandenen umfangreichen Versiegelungen 

(Versiegelungsgrad ca. 80%) und der für den innerstädtischen Bereich typischen anthropoge-

nen Einflussnahme als gering bis sehr gering einzustufen. Besondere Standorteigenschaften, 

wie Nährstoffarmut oder besondere Trockenheit, sind nicht vorhanden. Die Bodenfruchtbarkeit 

ist von untergeordneter Bedeutung. 

 

Durch die geplante Erweiterung des Bestandsgebäudes nach Norden werden bereits versie-

gelte Parkplatzflächen genutzt, so dass sich keine erheblichen Eingriffe in das Schutzgut Boden 

ergeben. Mit der vorgesehenen Anlage weiterer Stellplätze im Süden werden bislang unbe-

baute Ziergrünflächen in Anspruch genommen. Da der Umfang der Flächeninanspruchnahme 

jedoch relativ gering ist und vor allem stark überprägte Böden betroffen werden, sind die Aus-

wirkungen auf das Schutzgut Boden als weniger erheblich einzustufen. Mit der Nutzung der 

bestehenden Stellplätze und des Bestandsgebäudes sind Eingriffe in das Schutzgut Boden 

verbunden.  

 

Schutzgut Wasser 

Fließ- und Stillgewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. Der Grundwasserspiegel liegt im 

Mittel mehr als 2,00 m unter der Geländeoberfläche. Die mittlere natürliche Grundwasserneu-

bildung würde bei rd. 150 bis 250 mm/Jahr liegen und wäre damit als mittel zu bewerten. Al-

lerdings ist davon auszugehen, dass die Grundwasserneubildung im Planbereich aufgrund der 

bestehenden umfangreichen Bodenversiegelungen bereits reduziert ist, so dass auch der 

Planbereich keine besondere Bedeutung für die Grundwasserneubildung aufweist.  

 

Da der Planbereich keine besondere Bedeutung für die Grundwasserneubildung besitzt, sind 

planungsbedingt keine negativen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu erwarten. Die 

Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers erfolgt wie bisher in die Regenwasserkanalisati-

on. 

 

Schutzgut Klima 

Durch die geplante Neubebauung wird ein Bereich ohne Bedeutung für die Kalt- und Frisch-

luftproduktion in Anspruch genommen, so dass sich planungsbedingt keine erheblichen Beein-

trächtigungen des Schutzgutes Klima ergeben werden. Durch den Erhalt von Grünbereichen 

und die Pflanzung von Laubbäumen wird das Kleinklima unterstützt.  

 

Schutzgut Landschafts- und Ortsbild  

Da das Plangebiet bereits weitgehend bebaut ist und durch das großvolumige Gebäude des 

Lebensmittelmarktes sowie die umfangreichen Stellplatzflächen geprägt wird, sind mit der ge-

planten Erweiterung des Lebensmittelmarktes keine erheblich negativen Auswirkungen auf das 

Orts- und Landschaftsbild zu erwarten. Dies gilt auch unter dem Aspekt der innerstädtischen Lage 

sowie den in der Umgebung vorhandenen Bebauungs- und Nutzungsstrukturen. Zudem wird sich 

die Neubebauung hinsichtlich der Art und der Maße baulicher Nutzungen und der Gebäudehö-

he in die Umgebung einfügen. Darüber hinaus werden Auswirkungen auf das Ortsbildes durch 

die geplante Pflanzung von Laubbäumen vermieden. 

 

Schutzgut Mensch 

Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind planungsbedingt nicht zu erwarten. 

 

Das für die vorliegende Planung erstellte Schalltechnische Gutachten  (T & H Ingenieure GmbH, 

Bremen 12.2023) kommt zu dem wesentlichen Ergebnis, dass die Erweiterung des Verbrau-

chermarktes unter Berücksichtigung der dargestellten Bau- und Betriebsbeschreibung und Schall-

schutzmaßnahmen grundsätzlich möglich ist. Die Anforderungen der TA Lärm können eingehal-

ten werden. Die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen sind auf der Baugenehmigungsebene 

zu behandeln.  
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Aufgrund des Verkehrslärms aus der benachbarten Bundesstraße sind im Plangebiet Schall-

schutzmaßnahmen zur Sicherstellung gesunder Arbeitsverhältnisse erforderlich. Da das Plange-

biet in einem innerstädtischen, gewachsenen Gebiet liegt, ist der Schwerpunkt auf passive 

Schallschutzmaßnahmen gelegt worden. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden somit 

gewährleistet. 

 

Schutzgut Fläche 

Planungsbedingt werden überwiegend bereits bebaute und versiegelte Flächen in Anspruch 

genommen, so dass einem weiteren Flächenverbrauch entgegengewirkt wird. Die Inan-

spruchnahme bislang unbebauter Ziergrünareale ist im Umfang geringfügig.  

 

 

7.2 Vorkehrungen zur Vermeidung und Verminderung von Beeinträchtigungen von 

Natur und Landschaft 

 

Nachfolgend werden unter Berücksichtigung der zu erwartenden Umweltauswirkungen der 

Planung geeignete Vorkehrungen zur Vermeidung und zur Verminderung der Beeinträchtigun-

gen von Natur und Landschaft beschrieben:  

 

• Nutzung des innerstädtischen Flächenpotenzials und bereits weitgehend bebauter Flächen 

für die baulichen Erweiterungsmaßnahmen  

• Festlegung von Schallschutzmaßnahmen zur Gewährleistung gesunder Wohn- und Arbeitsver-

hältnisse 

• Pflanzung heimischer Laubbäume zur Gestaltung des Ortsbildes und Durchgrünung des Sied-

lungsbereiches  und Erhalt der östlichen Grünfläche 

• Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange  

 

 

8. BELANGE DER DENKMALPFLEGE  

 

Baudenkmale 

Alle innerhalb des Plangebietes und der näheren Umgebung vorhandene Gebäude und bau-

lichen Anlagen unterliegen nicht dem Denkmalschutz des Niedersächsischen Denkmalschutz-

gesetzes (NDSchG).  

 

Das auf dem Grundstück Stader Str. 44 eingetragene denkmalgeschützte Wohnhaus ist bereits 

vor einigen Jahren abgerissen worden. Insofern sind Beeinträchtigungen der Belange der 

Denkmalpflege planungsbedingt nicht zu erwarten. 

 

Archäologische Denkmalpflege 

Zur Berücksichtigung der Belange der archäologischen Denkmalpflege wird folgender Hinweis 

vorsorglich auf die Planzeichnung aufgebracht:  

 

Sollten bei den geplanten Bau- u. Erdarbeiten ur- o. frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. sein: 

Tongefäßscherben, Holzkohlesammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkon-

zentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) angeschnitten werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des 

Niedersächsischen Denkmalschutzgesetztes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Archäologischen 

Denkmalpflege des Landkreises Cuxhaven unverzüglich angezeigt werden. Meldepflichtig ist der Finder, 

der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde u. Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis 

zum Ablauf v. 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tra-

gen. 
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9. ALTABLAGERUNG UND ALTSTANDORTE 

 

Der Stadt Hemmoor sind für den Bereich des Plangebietes keine Altablagerungen und Alt-

standorte bekannt. Sollten bei Bau- und Erschließungsmaßnahmen Hinweise auf schädliche 

Bodenveränderungen im Sinne des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) gefunden wer-

den, ist unverzüglich der Landkreis Cuxhaven als untere Bodenschutzbehörde zu informieren. 

 

 

10. VER- UND ENTSORGUNG, BAUGRUND 

 

Energieversorgung 

Das Plangebiet ist bereits an die Strom- und Gasversorgung angeschlossen. Versorgungsunter-

nehmen ist die EWE Netz GmbH.    

 

Nach der Leitungsauskunft der EWE Netz GmbH (2024) befinden sich im Plangebiet Versor-

gungsleitungen des Unternehmens. Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplänen 

des zuständigen Versorgungsunternehmens zu entnehmen und vor Baubeginn vor Ort zu er-

kunden. 

 

Im Rahmen von Baumaßnahmen bzw. bei einer ggf. erforderlichen Veränderung des Lei-

tungsnetzes ist sicherzustellen, dass vorhandene Versorgungsleitungen (Strom, Gas, Telekom-

munikation) nicht beeinträchtigt oder beschädigt werden. In diesem Zusammenhang wird 

darauf hingewiesen, dass die für die Versorgung des Baugebietes notwendigen Versor-

gungsleitungen unter Berücksichtigung der maßgeblichen technischen Vorschriften bzw. Re-

gelwerke und in Abstimmung mit dem Versorgungsträger zu errichten sind. Grundlage für die 

Leitungstrasse ist die DIN 1998 „Unterbringung von Leitungen und Anlagen in öffentlichen Flä-

chen“. Die Leitungstrasse ist so zu planen, dass die geforderten Mindestabstände gemäß der 

VDE- und DVGW-Regelwerke eingehalten werden.  

 

Darüber hinaus sind Oberflächenbefestigungen im Bereich von Versorgungsleitungen so zu 

planen und auszuführen, dass die Herstellung von Hausanschlüssen, Störungsbeseitigungen, 

Rohrnetzkontrollen usw. problemlos möglich sind. Eine eventuelle Bepflanzung darf nur mit 

flachwurzelnden Gehölzen ausgeführt werden, um eine Beschädigung der Versorgungsleitun-

gen auszuschließen. 

 

Bei privaten Baumaßnahmen sind für die Anlage oder Ergänzung von Versorgungsleitungen 

recht-zeitig entsprechende Anträge an den Versorgungsträger zu stellen. 

 

Telekommunikation 

Die fernmeldetechnische Versorgung des Planbereiches wird über die Telekom Deutschland 

GmbH sowie die EWE Netz GmbH sichergestellt.  

 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Telekom Deutschland GmbH 

und der EWE Netz GmbH. Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplänen des zu-

ständigen Versorgungsunternehmens zu entnehmen und vor Baubeginn vor Ort zu erkunden. 

Im Rahmen von Baumaßnahmen ist grundsätzlich sicherzustellen, dass vorhandene Telekom-

munikationsleitungen nicht beschädigt oder beeinträchtigt werden. Die Kabelschutzanweisun-

gen der Versorgungsunternehmen sind zu beachten.  

 

Bei privaten Baumaßnahmen sind für die Anlage oder Ergänzung von Telekommunikationsleitun-

gen auf den privaten Grundstücken entsprechende Anträge rechtszeitig an die Versorgungsträ-

ger oder Anbieter zu stellen. 

 

Bei Baumpflanzungen sollte das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Ent-

sorgungsanlagen" (FGSV, Ausgabe 2013) beachtet werden.   
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Abwasserbeseitigung 

Das Plangebiet ist bereits an die zentrale Schmutzwasserkanalisation angeschlossen. Das anfal-

lende Abwasser wird über die öffentliche Kanalisation in die Kläranlage der Samtgemeinde 

Hemmoor abgeführt.  

 

Oberflächenwasserbewirtschaftung 

Das auf den privaten Grundstücksflächen anfallende Oberflächenwasser wird wie bisher der 

öffentlichen Regenwasserkanalisation zugeführt. Da die mit der geplanten baulichen Erweite-

rung des Lebensmittelmarktes verbundene Versiegelung im Umfang geringfügig sein wird, ist 

nicht von einer signifikanten Erhöhung des Oberflächenwasserabflusses auszugehen.  

 

Im Bereich von gewerblichen Nutzungen ist ggf. anfallendes, verunreinigtes Oberflächenwasser 

zum Schutz vor eventuellen Schadstoffeinträgen vor der Einleitung durch geeignete Systeme 

(z. B. Ölabscheider, Sandfilter etc.) ausreichend zu reinigen. Die maßgeblichen gesetzlichen 

Bestimmungen und Richtlinien sind einzuhalten.  

 

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Einleitung des Oberflächenwassers gewerblich genutzter 

Flächen eine Einleitungserlaubnis gemäß Wasserhaushaltsgesetz (WHG) erforderlich und bei der 

Unteren Wasserbehörde des Landkreises Cuxhaven zu stellen ist. 

 

Trink-  und Löschwasserversorgung 

Die Trinkwasserversorgung ist durch den vorhandenen Anschluss an das Trinkwasserleitungsnetz 

sichergestellt. Träger der Trinkwasserversorgung ist der Wasserverband Wingst.  

 

Die Löschwasserversorgung erfolgt über die in einem Umkreis von 300 m vorhandenen Hydran-

ten. Es handelt sich dabei um einen Hydranten DN 80 an der Ostpreußenstraße/ Ecke Kirch-

weg (Entfernung ca. 30 m), einen Hydranten DN 80 im Bereich Stader Straße 38 (Entfernung 

ca. 135 m) sowie einen Hydranten DN 80 am Standort der Feuerwehr (Entfernung ca. 150 m). 

Ein weiterer Hydrant DN 80 findet sich an der Stader Straße/ Ecke Zur Sandkuhle (Entfernung ca. 

200 m).  

 

Abfallentsorgung 

Die Abfallentsorgung fällt in den Zuständigkeitsbereich des Landkreises Cuxhaven und wird durch 

diesen bzw. dessen Auftragnehmer sichergestellt.  

 

Baugrund 

Nach Angaben des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie (NIBIS-Kartenserver 2024) 

finden sich im Untergrund des Plangebietes keine löslichen Gesteine (z. B. Kalkstein, Salz, Gips), 

so dass keine Erdfallgefahr besteht. Bei Bauvorhaben kann daher auf konstruktive Sicherungs-

maßnahmen bezüglich der Erdfallgefährdung verzichtet werden.  

 

Im Plangebiet steht nach Auskunft des LBEG (2024) gut tragfähiger Baugrund mit nicht he-

bungs- und setzungsempfindlichen Lockergesteinen an. Dennoch ist es zu empfehlen, für Bau-

vorhaben die gründungstechnischen Erfordernisse im Rahmen einer Baugrunderkundung zu 

prüfen und festzulegen. Für die geotechnische Erkundung des Baugrundes sind die Vorgaben 

der DIN-Normen als gesetzlich geltende technische Baubestimmungen zu beachten. Vorabin-

formationen zum Baugrund können dem Internet-Kartenserver des LBEG (NIBIS) entnommen 

werden.  

 

Zum Schutz des Bodens wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Bundes-Boden-

schutzgesetz der Grundstückseigentümer oder derjenige, der Verrichtungen auf dem Grundstück 

durchführt oder durchführen lässt, die zu Veränderungen der Bodenbeschaffenheit führen kön-

nen, verpflichtet ist, Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen, 

die durch die Nutzung auf dem Grundstück oder in dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen 

werden können. Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung 
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baulicher Anlagen sowie wesentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben 

wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

 

Es ist ferner zu empfehlen, dem Entstehen von Bodenbeeinträchtigungen im Rahmen der Bau-

maßnahmen durch geeignete Maßnahmen (z. B. schonender Abtrag von Oberboden, kein 

Vermischen von Böden unterschiedlicher Herkunft, Vermeidung von Verunreinigungen, schichten-

treuer Auf- und Abtrag) möglichst entgegenzuwirken. 

 

Laut der Themen- und Auswertungskarte "Bergbau" des NIBIS-Kartenservers (LBEG 2024) existieren 

im Plangebiet weder Bergbaurechte, Bergwerkseigentum, Einwirkungsbereiche von bergbauli-

chen Maßnahmen nach noch Altverträge oder Erlaubnisse nach § 7 Bundesberggesetz (BBergG) 

zur Aufsuchung von volkswirtschaftlich bedeutenden Bodenschätzen. 

 

 

11. BODENORDNUNG  

 

Bodenordnerische Maßnahmen sind zur Realisierung dieses Bebauungsplanes nicht erforder-

lich.  

 

 

12. VERFAHREN  

 

Der Rat der Stadt Hemmoor hat in seiner Sitzung am 17.11.2020 den Aufstellungsbeschluss ge-

mäß § 2 Abs. 1 BauGB für die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg" gefasst.  

 

Für die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg" der Stadt Hemmoor ist die öf-

fentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB in der Zeit vom 

................. bis ......................... durchgeführt worden.  

 

Den Trägern öffentlicher Belange ist gem. § 13 a  BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 2 und 3 

BauGB mit Schreiben vom ............................. Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben worden.  

 

Der Rat der Stadt Hemmoor hat die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg" in 

seiner Sitzung am .................... als Satzung beschlossen.  

 

Hemmoor, den ....................... 

 

 

 

 

 

             .......................................                                    ..........................................                                     

                   Bürgermeisterin                          Stadtdirektor                                                               

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



STADT HEMMOOR                                                         3. ÄNDERUNG DES B-PLANES NR. H 12 "HIRSCHBERG"   

 PLANUNGSBÜRO DÖRR GBR - ARCHITEKTUR  • STÄDTEBAU • ÖKOLOGIE                                                      22 

Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg“, der Stadt Hemmoor wurde aus-

gearbeitet von:  

 

 

 

PLANUNGSBÜRO DÖRR GBR 

 

Am Heuberg 22 

21755 Hechthausen 

email: planungsbuero.doerr@t-online.de 

Tel:     04774-991153 

www.planungsbuero-doerr.de 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hechthausen, den   
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13. ANHANG  

 

− Planzeichnung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg“  (Auszug)  

− Planzeichenerklärung  

− Textliche Festsetzungen, Örtliche Bauvorschriften, Hinweise u. nachrichtliche Übernahmen 

 

− Anpassung des Flächennutzungsplanes nach § 13 a abs. 2 BauGB im Zuge der Berichtigung 

− Schalltechnische Untersuchung für die Änderung des Bebauungsplanes Nr. H 12 "Hirschberg" der  

Stadt Hemmoor (T & H Ingenieure GmbH, Bremen 12.2023) 

− Stellungnahme zur geplanten Erweiterung eines "Netto-Markendiscounters" in Hemmoor-Basbeck 

(GMA, Hamburg 05.2020)





 

 



 

 



 

 



 

 



 

 

 


